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20. XI. 18 
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I IZ R  12/17
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20. XI. 18 
X Z R  115/16

15.
21. XI. 18 
X II ZR  78/17

16.
22. XI. 18 
IX  ZR  167/16

a) Vor Vernehmung eines Zeugen müssen die Voraussetzun­
gen des § 385 Abs. 1 N r. 4 Z P O  nicht bewiesen oder unstreitig 
sein. Es reicht insoweit der schlüssige Vortrag des Beweisfüh­
rers aus.
b) D er vollmachtslose Vertreter unterfällt nicht dem Anwen­
dungsbereich des § 385 Abs. 1 N r. 4 ZPO.
c) In einem Prozess eines Gläubigers auf Feststellung einer
Forderung zur Insolvenztabelle ist der Insolvenzschuldncr 
nicht Rechtsvorgänger des beklagten Insolvenzverwalters im 
Sinne des § 385 Abs. 1 Nr. 4 ZPO . Die Vorschrift ist auch 
nicht analog auf den Insolvenzschuldner anw endbar..............  200

a) Die Legitimationswirkung des § 16 Abs. 1 Satz 1 G m bH G  
greift auch bei eingezogenen Geschäftsanteilen.
b) Allein die unberechtigte, weil nicht satzungsgemäße
Übernahme der Versammlungsleitung als solche sielli bei 
der G m bH  keinen relevanten Vcrfahrensmangel dar, der zur 
Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit sämtlicher unter dieser Ver­
sammlungsleitung gefassten Beschlüsse führt. Vielmehr bedarf 
es hierfür auch in diesem Fall eines für die Beschlussfassung 
ursächlichen oder relevanten Durchführungsfehlers bei der 
Versammlungsleitung.................... .'.................................................. 207

a) H a t der Sozialhilfeträgcr den Anspruch des Schenkers auf 
Rückgabe des Geschcnks wegen Verarmung auf sich überge- 
leitet, kann der Beschenkte grundsätzlich bei einer Gefähr­
dung seines eigenen angemessenen Unterhalts die Rückgabe 
des Geschenks auch dann verweigern, wenn er bei Erfüllung 
des Rückforderungsanspruchs seinerseits Sozialhilfe von dem 
betreffenden Träger beanspruchen könnte.
b) Dem Beschenkten ist jedoch die Notbedarfseinrede nach
Treu und Glauben verwehrt, wenn der Schenker dem Be­
schenkten einen Vermögensgegenstand zuwendet, den er zur 
Deckung seines Unterhaltsbedarfs benötigt, dieser U nter­
haltsbedarf deshalb vom  Sozialhilfcträger befriedigt werden 
muss und der Beschenkte annehmen muss, den zugewendeten 
Gegenstand mit der Schenkung einer Verwertung zur De­
ckung des Unterhaltsbedarfs des Schenkers zu entziehen....... 226

a) Eine O ption  zur Verlängerung eines Mietvertrags ist w äh­
rend der für das vermietete Grundstück bestehenden Zwangs- 
verw altunggegenüber dem Zwangsverwalter auszuüben.
b) Die Ausübung einer Verlängerungsoption ist nicht schrift­
formbedürftig im Sinne des § 550 Satz 1 BGB...........................  235

a) D er Schuldner begründet im vorläufigen Eigenverwal­
tungsverfahren auch außerhalb des Schutzschirmverfahrens 
nach § 270b InsO  nu r insoweit M asseverbindlichkeiten, als er 
vom Insolvenzgericht hierzu ermächtigt w orden ist.
b) Im vorläufigen Eigcnverwaltungsverfahren ist die Bestim­
mung des § 55 Abs. 4 InsO  nicht entsprechend anwendbar.... 243



17.
6. XII. 18 
V Z B  94/16

a) Zu den nach § 1069 Abs. 1 BGB auf die Bestellung eines 
Nießbrauchs an einem übertragbaren Recht anwendbaren 
Vorschriften gehören nur die Vorschriften, die allgemein für 
die Übertragung des mit dem N ießbrauch zu belastenden 
Rechts gelten. O b  besondere Ausgestaltungen für die Ü ber­
tragung des Rechts auch für die Bestellung eines Nießbrauchs 
gelten, bestimmt sich nach den Vorschriften, die diese Ausge­
staltungen zulassen.
b) Bei dem D auerwohn- und dem Dauernutzungsrecht kann
der Zustimmungsvorbehalt nach § 42 Abs. 1, § 35 Satz 1 W EG 
nur für die Übertragung des Rechts, nicht dagegen für die Be­
lastung mit beschränkten dinglichen Rechten vereinbart wer­
den. Ein Zustimmungsvorbehalt für die Bestellung dinglicher 
Rechte am Dauernutzungsrecht, die -  wie der N ießbrauch -  
zum Gebrauch und zu r N utzung des zu belastenden Rechts 
berechtigen, kann aber gemäß § 33 Abs. 4 Nr. 1 W EG als In ­
halt des Rechts vereinbart w erden.................................................
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